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BESCHLUSS

In der Verwaltungsrechtssache

des’

Antragétellers und
Beschwerdegegners,

 Proz.-Bev.: Rechtsanwélte Koch und anderé,
' Hohenzollernstrafie 25, 30161 Hannaver,

_cj_egen

~ die Bun_desrepubiik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG

Antragégegne'rin und
Beschwerdefthrerin,

?-Eeigeladen: |

Streifgegenstand:  Bewerbungsverfahrensanspruch
- Einstweilige Anordnung -

hat das Niedersiichsische Obervemaltungsgencht - 5 Senat - am 17. Juli 20156 be-
sch!ossen



Geschäftsführung
proT-in
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Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss
‘des Verwaltungsgerichts Géttingen - 1. Kammer - vorm 20.
April 2016 wird zuriickgewiesen,

Die Aniragsgegnerin tragt die Kosten des Beschwerdever-
fahrens. ' '

Die auﬁergenchtllchen Kosten der Beageladenen sind nicht
erstaliungsfahig.

Der Wert des Streftgegenstandes wird flir das Beschwerde-
verfahren auf 21.795,96 EUR festgeselzt.

Grinde
Il

Mit der vorliegenden Beschwerde wendet su:h die Antragsgegnerin gegen den Be-

schluss des Verwallungsgenchts Gottmgen vom 20. April 2015, mit dem ihr im Wege _

der einstweiligen Anordnung vorlaufig untersagt worden ist, die frelgehaitene Plansteile
der Besoldungsgruppe A 9 VZ + Z in der Einheit mit der Bsigetadenen
Zu besetzen, '

Der Antragstellér steht im Statusamt eines Téchniéchan Fernme!débetriebs'insp_ektors
- {Besoldungsgruppe A 9 VZ t) im Dienste der Antragsgegnerin und war zum hier'maﬂ~
geblichen Beurteilungsstichtag - dem 31. Oktober 2013 - bei dem Unternehmen

der Deutschen Telekom AG tatig.

Nachdem in Bezug auf die ,Beforderungsrunde 2012 der Deutschen Telekom AG die
seinerzeilige Baurieilungs- und Befbrderungspraxisder_obergerichtlichen Rechispre-
chung nicht 'standgehalten hatte (OVG NRW, Beschluss vom 15.3. 2013 - 1B 133713,
juris Rn. 41 ff VGH Ba.-Wii., Beschluss vom 21.3, 2013 48 22713 -, juris 1 2ff Bay.
VGH, Beschluss vom 25,2013 - 6 CE 13.499 -, juris’ Rn 15ff,; Nds. OVG, Beschiuss
-vom 16.5.2013 - 5 ME 92/13 -, juris Rn. 3ff.), hat die Deutsche Telekom AG ein neues
Beurteilungssystem etabliert, welches auch der streitgegenstéindlichen ,Beforderungs-
runde 2014" zugrunde liegt. Zur Vorbereitung der for die ,,Befﬁrder'ungsrunde' 2014"
maBgeblichen dienstiichen Beurteilung des Antragstellers (Beurteilungszeltraum 15.
September 2011 bis 31. Okiober 2013) holte die Deutsche Telekom AG von zwei un-
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mittelbaren Fuhrungskriften des Aniragstellers jeweils eine yoteliungnahme zur Erstel-
lung der dienstlichen Beurteilung" ein. Die Stellungnahme der Fithrungskraft

umfasst ausweislich des entsprechenden Formulardeckblatts den Zeitraum vom 15.
Septembar 2011 his zum 31, Mai 2012; die Stellungnahme der Fithrungskraft

hezieht sich ausweislich des entsprechenden Formulardeckblatts auf den Zeit-

raum vom 1. Juni 2012 bis zum 31. Oktober 2013. Die dienstliche Beurteilung des An-
tragstellers vom 19. September 2014, welche von Frau als Erst- und von
Frau als Zweitheurteilerin erstellt wurde, gelangte zu dem Gesamiurieil
LGut* (= dritthﬁchéte von sechs Notenstufen) und dem Ausprégungsgrad .+ (= mitllere
von drel Ausprigungsgraden).

Die Beigaladene, welche ebenfalls im Statusémt A 8 VZ steht, halls in ihrer dienstli-

chen Beurteilung vom 17. September 2014 - ebenfalls fir den Beurteilungszeitraum 15.
September 2011 bis zum 31, Oktober 2013 - das Gesamturieil ~Sehr gut* (= zweit—
héchste von sechs Nolenstufen) und den Auspréigungsgrad Basis” (= unterer von drei
Auspragungsgraden) erhalten. '

Der Antragsteller erhab gegen seine dlenstllche Beurtellurig am 27. September 2014
Widerspruch,

'Mit Schreiben vom 1. Dezember 2014 teilte die Deutsche Telekom AG dem Antragstel—
ler mi, dass er im Zuge der aktuellen Beférderungsrunde auf der Beférdérungsliste

nach A 9 VZ + Z mit dem Ergebnis ,Gut +* gefithrt werde, Fr die Befér-
defung- hach A 9 VZ + Z stiinden insgesamt naun Planstellen auf der genannten Befr-
derungsliste, die 41 Bewerber umfasse, zur Verfiigung. D|e Anzahl der zur Verfigung
stehenden Eleforderungsplansteﬂen reiche nicht aus, um alle Beamten dieser Beftrde-
rungsliste zu befordern; es kénnteh nur Beamte befdrdert werden; die mindestens mit
dem Gesamturteil ,Sehr gut Basis" bewertet worden seien. Dementsprac;hend kénne
der Antragsteller mlt dem Ergebnls Gut +" in dieser Befbrderungsrunde nicht befordert
werden

Mit W[darspruchsbesche[d vom 28. Januar 2015 wies die Deutsche Telokom AG den
Wlderspruch des Antragstellers gegen seine dienstliche Beurteifung vom 19. Septem-
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ber 2014 zuriick. Gegen diese Entscheidung hat der Antragsteller am 3. Marz 2015 bei
dem Verwaltungsgericht Gottingen Klage erhoben (1 A 85/15), tiber die noch nicht ent-
schieden ist.

Bereits unter dem 12. Dezember 2014 hatte der Antragsteller um die Gewahrung vor-
ldufigen Rechisschutzes nachgesucht. Das Verwaltungsgericht Géttingen hat dem
Eilantrag mit Beschluss vem 20. April 2015 staltgegeben und zur Begriindung ausge-
fhhrt, es spreche vielgs dafiir, dass die dien_stliche Beurteilung des Antragstellers unter
einem formellen Fehler leide, weil sie nicht von den hierfir zustandigen Beurteilern
erstellt worden sei. Innerhalb der Einheit der
Deutschen Telekom AG sei die Befugnis zur Beurteilung der Beamten der Besol-
dungsgruppe mittlerer Dienst A 9 VZ (technisch) der durch Ertass fir
den Anfangsbuchstaben  auf die Mitarbeiter mit der Kurzbezeichnung

bzw. {Erstbeurteiler) sowie bzw. (Zweitheurteiler) Uber-

tragen worden. Der Antragsteller sei jedoch von der Erstbeurteilerin

~ und der Zweilbeurtsilerin beurteilt worden. Soweit die
'Antragsgegnerin vorgetragen habe, die usspriinglich zustidndigen B_euﬂeil'er seien sej-
nerzeit ausgefallen und mittels mindlicher Weisung vom 10. Septsmber 2014 durch
die Beurtejlerinnen und ersetzt worden, ergebe sich eine solche Wei-
sung nicht aus den Akten; mit der im Eflverfahren vorgelogten schriftichen Weisung
vom 20. Februar 2015 sei (erstmals) eine rﬂckwir_kénde Neuzuweisung der Beurfeiler-
zustandigkeit vorgenommen worden, die jedoch nicht geeignet sei, die Zustandigkeit
der Beurteilerinnen _' und pal] begfri.)nde.n. Denn anderenfalls hitte es die
Antragsgegnerin in der Hand, einen Verfahrensmangel einseilig zu Lasten des Antrag-
stellers rilekwirkend zu heilen.

D_ie Beurteilung sei dar(iber hinaus voraussichtlich rechtswidrig, weil die Beurteileriri—
" nen ersichtlich nur die Steilungnahmén dér Fahrungskrifte des Antragstellers

und Zugrunde gelegt halten, diese Stellungnahmen sich aber nicht auf den ge-
samten Beurteilungszeitraum bezdgen. Zwar sei auf der Stellungnahme der Flhrungs-
kraft vermerkt, sie érstrecke sich auf den Zeltraurn vom 1. Juni 2012 bis zum
31. Oldober 2013, Tats#chlich habe Herr jédoch bei jedem Einzelmerkmal an-
gemefkt, dass sich die Stellungnahme nur auf den Zeitraum vom 1. Junl 2012 bis zum

1. August 2013 beziehe, Die Antragsgegnerin habe zudem eingerdumt, flr den Zeit-

raum vom 12, August 2013 bis zum 31. Oktober 2013 keine Erkenntnisgrund‘lagen pal)
besilzen, Diese ,Erkenntnisliicke® von mehr als zweieinhalb Monaten, die etwa 10 Pro-
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zent des Beurteilungszeitraums von 25,5 Monaten ausmache, sei auch als wesentlich
anzusehen, "

Des Weiteren bestiinden durchgreifende Zweifel an der RechtmiBigkeit der dienstli-

chen Beurteilung des Antragstellers, well die Beurieilerinnen, die nach seinem unwi-

- dersprochenen Vortrag keinerlei dienstlichen Kontakt zu ihm gehabt und deshalb seine
~ Leistungen nicht aus eigener Anschauung gekannt hétten, filr den Zeitraum vom 15.

September 2011 bis zum 31. Mai 2012 auf den Beurteilungsbeitrag der Fithrungskraft

zuriickgegriffen hatten, was aus mehreren Griinden rechtlichen Bedenken un-

terliege. Wenn Herr ~auch in der laufenden Beférderungsrunde nicht fiir eine

Beftrderung ausgewshit worden sei, so habe er dennoch zum Kreis der zu Beurteilen-
den und somit zu demjenigen Personenkreis gehdrt, der grundsatziich for eine Befr-
derung in Frage gekommen sei und damit in einem Konkurrenzverhaltnis zum Antrag-
steller gestanden habe. Das Gebot eines fairen Verwaltungsverfahrens verpflichte den
Dienstherm jedoch, daftir zu sorgen, dass das Beurteilungsverfahren einen einwand-
freien Verlauf nehme. Hierzu gehtre auch, dass der ;Konkurrent® nicht ,gewisserma-
Ren mit am Beurleilungstisch" sitze; fiir den Ausschiuss von der Mitwirkung am Beur-
teilungsverfahren gentige allein ,der bdse Schein®. Im Streitfall bestehe die Besonder-

heit, dass nicht eine der Beurteilerinnen, sondern der Ver_fasser eines Beurteilungsbel- '

trags in einem Konkurrenzverhiltnis zum Antragsteller gestanden habe. Zwar gebe es

nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 21.3.2007 -

BVerwG 2 C 2.06 -, juris) keinen allgemeinen Grundsatz, wonach der zur Entscheldung
berufene Amtstrager bei der Enmittiung des maBgebfichen Tateachenstoffs bestimmte
mdgiiche Auskunftspersonen von vomharein nicht heranziehen diirfe, weil diese einen

Grund hétten, unrichtige Angaben zu machen. Die Beurteiler hétten den Auswirkungen,

die eln Konkurrenzverhaltnis zwischen dem beurteilten Beamten und dem [nformanten
haben kdnne, aber bei der Wirdigung und Verwértung dieser Informationen Rechnung
zu tragen. Hier sei der Beurteilung des Antragsteliers jedoch hicht zu eninehmen, dass
~ den Beurteilerinnen und das Bestehen eines Konkurrenzverhiltnisses
_zwischen dem Antragstelief und Herrn Uberhaupt bekannt gewesen sei.

- Des Weiteren bestehe kein Hinweis darauf, dass die Beurteilerinnen hinterfragt h#tten,

auf welcher Grundlage die FOhrungskraft fir den Zeitraum vom 15. September

2011 bis zum 31. Mai 2012 Erkenntnisse iiber die Lelstungen des Antragstellers er-
 fangt héitten. Offenbar sei der Antragsteller nur in der Zeit vom 15. September 2011 bis
zum 16. November 2011 in tatig gewesen. Es mége zwar zutreffen,

dass der Aniragsteller in der Zeit vom' 17. November 2011 bis zum 31. Mal 2012 noch

b
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Herrn zugeordnet gewesen sei; er habe jedoch unter der Teamleitung der Fiih-
rungskraft bereits Dienst in geleistet, Fur das Gericht sei auch nicht
ersichtlich, ob und gegebenenfalls auf welchem Wege sich Herr fir die Zeit ab

dem 17. November 2011 Erkenntnisgrundiagen Uber die Leistungen des Antragstellers
verschafft haben kénnte.

Und schliefllich sei die von Hern abgegebene Steflungnahme in mehreren
- Punkten hicht plausibel ohne dass erkennbar sei, dass die Beurteilerinnen dies er-
kannt, hinterfragt und gewiirdigt hétten. Denn in den Beuﬂeliungsmerkmalen JPrakti-
sche Arbeltswelse“ Alligemeine Befdhigung®, ,Fachiiche Kompetenz", ,,Soz:aie Kom-
petenzen® und ,Wirtschaftliches Handeln" habe Herr mit der Feststellung , Teil-
waise bewahrt” jeweils die zweitschlechteste von fiinf Bewertungsstufen abgegeben,
was angesichis der positiven textlichen Erlauterungen zu diesen Punkten einer nihe-
ren Beg!r‘undung beduift hitte,

Angesichts der aufgezeigten Mangel der Stellungnahme des Henmn sej hicht
auszuschliefen, dass der Antragsteller wihrend dieses Teils des Beurteilungszeit-
raums deutiich bessere Leistungen erbracht habe, als ihm dies bescheinigt worden sej
mit der Folge, dass auch ein deutlich besseres Gesamtergebnis denkbar sei. Hieraus
ergebe sich zugleich, dass sich nicﬁt ausschlieRen lasse, dass der Antragsteller nach
einer Neubeurtellung im Befdrderungsverfahren zum Zuge komme.

Gegen diese Entscheldung wendet sich die Antragsgegnerin mit ihrer Beschwerde, in
der sie geltend macht, die vorn Verwaltungsgericht festgestellten Mangel der dienstli-
chen Beurtellung des Antragstellers l&gen nicht vor bzw. seien jedenfalls im Wider-
spruchsverfahren geheiit worden. Der Antragstelier tritt der Beschwerde enlgegen; die
Bsigeladehe hat sich im Beschwerdeverfahren nicht gesiuGert.

Die Beschwerde der Antragsgegnenn Ist zwar zuldssig (dazu unter 1 ) aber unbegrUn-
det (dazu unter 2. )

1. Die Beschwerde ist zulé’ussng, insbesondere hat die Antragsgegnenn sie innerhalb
derin § 148 Abs. 4 Satz 1 der Verwaltungsgenchlsordnung (VwB0) feslgeschnebenen
Frlst von einem Monat nach Bekanntgabe der erstinstanziichen Entsche:dung begrﬂn—
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det. lhr ist der Beschluss des Verwaltungsgerichts vom 20. April 2015 am 23, April
2015 zugestellt worden, so dass die Monatsirist des § 146 Abs. 4 Saiz 1 VWGO gemald
§ 57 Abs. 2 VWGO in Verbindung mit § 222 Abs, 1 der Zivilprozessordnung (ZPO) und
§ 187 Abs. 1 des Blrgerlichen Gesetzbuches (BGB) am 24. April 2015 zu laufen be-
gann und an sich gem&R §§ 57 Abs. 2 VWGO, 222 Abs. 1 ZPO, 188 Abs. 2 BGB mit
Ablauf des 23. Mai 2015 geendet hétte. Da dieser Tag jedoch auf einen Samstag fiel,
endete die Frist gemal §§ 67 Abs. 2 VwGO, 222 Abs. 2 ZPO mit Ablauf des nédchsten

Werktages, hier also des 26. Mai 2015 (Dienstag nach Pfingsten). Dementsprechend -

ist die an diesem Tage per Telefax beim Nlederséichmschen Oberverwaltungsgericht
eingegangene Beschwerdebegriindung rechizeitig arfnlgt.

2. Die Beschwerde hat jedach in der Sache keinen Erfolg. Der Antragsteller ist mit sei-
nem Eilantrag zu Recht durchgedrungen.

a) Das Verwaltungsgericht hat zulreffend darauf abgehoben (Beschlussabdruck - BA -,
S. 1), dass Auswahlentscheidungen als Akt wertender Erkenntnis lediglich einer ein-
- geschréinkten gerichtlichen Uberprifung unterliegen. Die verwaltungsgenchtllche Kon-

~ trolle beschrnkt sich darauf, ob die Verwaltung den anzuwendenden Begriff oder den _

gesetzlichen Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann, verkannt hat, ob sie vor ei-
nem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen ist, allgemeingilitige WertmaRstibe nicht
beachtel, sachfremde Erwéigungen angestellt oder gegen Verfahrensvorschriften oder
mit- hdherrangigem Recht vereinbare Richtlinien (Verwaliungsvorschriften) verstoflen
hat (BVerwG, Urteil vom 30.1.2003 - BVerwG 2 A 1.02 -, juris Rn. 11; Nds. OVG, Be-
schluss vom 15.11.2010 - 5 ME 244110 -, juris Rn. 20; Beschluss vom 6.10.2011 - 5
ME 296/11 -, juris Rn. 3). Erweist sich anhand dieses Mafistabs die Auswahlentschei-

dung als fehlerhaft und lasst sich nicht ausschiiefien, dass der jewellige Antragsteller

bei einer emeuten Auswahtentscheidung zum Zuge kommt, erscheint eine Auswahi

des jeweiligen Antragstsliers also jedenfalils méglich (vgl BVeriG, Kammerbeschluss_

vom 24.9. 2002 - 2 BvR 857/02 -, juris Rn. 11ff.; BVerwG, Beschluss vomn 20.1. 2004 -
BVerwG 2 VR 3. 03 -, juris Rn. 8; Urtelf vom 4.11 2010 - BVerwG 2 C 16. 09 - . juris Rn.

32; Nds. OVG, Beschluss voin 8.9.2011 - § ME 234/11 -, juris Rn. 27), hat der Anfrag
auf Gewdhrung vorl3ufigen Rechtsschuitzes Erfolg. Dabei darf das Verfahren des vor-

laufigen Rechtsschutzes nach PritfungsmaRstab, ~umfang und -tiefe nicht hinter einem

'Hauptsacheverfahren zurUckbleiben (BVerwG, Urteil vom 4.11.2010, a. a. O., Rn. 32).
Das bedeutet, dass sich d|e Verwaltungsgerlchte nicht auf eine wie auch immer gearte-
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le summarische PrOfung beschrinken drfen, sondern eine umfassende tatsachliche
und rechtliche Uberpriifung der Bewerberauswahl vornehmen miissen.

Der von der Antragsgegnerin zu beachtende rechtliche Rahmen ergibt sich im Streitfall
aus Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG), WOnach sffontliche Amter im statusrechitli-
chen Sinne nur nach Kriterien vergeben werden diirfen, die unmittelbar Eignung, Befs-
higung und fachliche Léistung betreffen. Hi'erbei handelt es sich um Gesichtsp'unkte;
die darliber Aufschluss geben, in welchem Mafe der Beamte den Anforderungen des
- Amtes gentgen wird. Der Dienstherr darf das Amt nur demjenigen Bewerber verleihen,
den er aufgrund eines den Vorgaben des Art, 33 Abs. 2 GG entsprechenden Leis-
tungsvergleichs als den am besten geeigneten ausgewshlt hat (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 20.6.2013 - BVerwG 2 VR 1.13 -, juris Rn. 19).

Dem Grundsalz der Bestenauslese entspricht es, zur Ermittiung des Leistungsstandes

konkurrierender Bewerber in erster Linie auf unmittelbar leistungshezogene Kriterien

zurlickzugreifen. Dies sind regelmifig die alduellen dienstlichen Beurteilungen
- {BVerwG, Urtelt vom 27.2.2003 - BVerwG 2 C 16.02 - jUris Rn. 12; Beschiuss vom
20.6.2013,_ a. a. O., Rn. 21; Nds. OVG, Beschluss vom 10.10.2012 ~ 5 ME 235/12 -
juris Rn. 18; Beschluss vom 14.11.2013 - 5 ME 228/13 -, juris Rn. 12; Beschluss vom
23.5.2014 - 5 ME 61/14 -), weil for die zu treffende Entscheidung hinsichtiich Eignung,
- Befahigung und fachficher Leistung auf den aktuelien Stand abzustellen ist.

~ Die Vorinstanz ist ebenfalls zu Recht davon ausgegangen (BA, S. 6ff.), dass die Ver- .

waltungsgerichte im Streit Gber die Auswah! fir ein Befbrderungsamt auch die der
~ Auswah zugrunde liegenden dienstlichen Beurteilungen zu tberprifen haben. Erweist
gich eine dienstliche Beurteilung, welche Grundlage eines Vergleichs zwischen den
Bewerbern um ein Beférderungsami ist, als fehlerhaft, hat das Gericht den Dienstlierm
zur Neubescheidung zu verpflichten, wenn das Ergebnis des AusWatherfahrens auf
der fehlerhaften Grundiage beruhen kann Dementsprechend ist die - mogliche - Feh-

|erhaftlgke|t einer dienstlichen Beurteilung bereits im Verfahren auf Gewshrung vorldu-.

figen Rechtsschutzes zu beachten, wenn Ste Emfluss auf den Ausgang des Haupt-
sacheverfahrens haben kann (BVerwG, Beschluss vom 20.1 2004, a. a. O, Rn. 10f
Nds. OVG, Beschluss vom 27. B 2014.- 5ME 1 10114 -).

Y
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Dabel ist zu berlicksichtigen, dass dienstliche Beurteilungen ebenfalls nur einge-
schrankt Gberpritfbar sind mit der Folge, dass sich die verwaltungsgerichtliche Recht-
maBigkeitskontrolle darauf beschranken muss, ob die Verwaltung den anzuwendenden
- Begriff oder den gesetzlichen Rahmen, in dem sie sich frej bewegen kann, verkannt
hat, ob sie von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen ist, allgemeingtltige
- Wertmafisté4be nicht beachtet, saéhfremde Erwigungen angestellt oder gegen'Verfah-
rensvorschriften verstoien hat (standige Rechtsprechung, vgl. etwa BVerwG, Be-
schluss vom 18.6.2009 - BVerwG 2 B 64.08 -, juris Rn. 6; Nds. OVG, Beschluss vom
28.11.2012 - 5 ME 240/12 -, juris Rn. 26). Wenn der Dienstherr Richtlinien ftr die Er-
stellung dienstlicher Beurteimng.en erlassen hat, so sind die Reurteiler a'ufgruhd des
Gleichheltssatzes hinsichtlich des anzuwendenden Verfahrens und der anzuwenden-
den Mallstébe an diese Richtlinien gsbunden (BVerwG, Beschluss vom 18.6.2009, a.
a. 0., Rn. 6). Das Gericht hat dann auch zu Kontroliieren, ob die Richtlinien eingeha[ten-
worden sind und ob sle mit den gesetziichen Regeiungeh - speziell denen der mallgeb-

8

lichen Laufbahnverordnung - sowie mit sonstigen gesetziichen Vorschriften im Einklang

;teheh (standige ReChtsprechung, vgl. elwa BVerwG, Urteil vom 17.12.2003 - BVemG‘
2 A 2.03 -, juris Rn. 11; Nds, OVG, Beschluss vom 19.10.2009 - 5 ME 175/02 -, juris
Rn. 8). |

b} In Anwendung dieser Grundsatze gelangt der Senat zu der Einschétzung, dass die

Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin fehlerhaft ist, weil sie auf einer fehlerhaften

dienstiichen Beurteilung des Antragstellers beruht. Die Aussichten des Antragstellers, -

in einem erneuten Auswahlverfahren unter Zugrundelégung einer fehlerfreien dienstii-
chen Beurlsilung ausgewahit zu werden bzw. einen entsprechenden Platz auf der Be-
- forderungsliste zu erhalten, sind jedenfalls als offen anzusehen.

aa) Die dienstliche Beurteilung des Antragstellers vom 19, éeptembar 2014 ist allar-
~ dings nicht schon deshalb fehlerhaft, weil sie nichf von den hierfiir zystindigen Beurtei-

fern/Beurteilerinnen erstalit worden wire. Vielmehr sind mit Frau als Erst- und
" mit Frau ‘als Zweitbeurteilerin die zustindigen Personen titig geworden.

Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass sich die Zustandigkeit der Erst- und Zweit-

-~ beurteilerfinnen absirakt-generell aus der Anlage 2 der hier maBgeblichen Beurtei-

_10.'..
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lungsrichtlinien ergibt, wenach fir die Beurteilung der Besoldungsgruppe A 9 VZ

der Liste in Bezug auf die Nachnamen mit den Anféngsbuehslaben
bis  als Erstbeurteilerfinnen die Stellenhaber/innen ~und und als
Zweitbeurteilerfinnen die Stefleninhaberfinnen und zustandig sind

(vgl. Bl. 168/Gerichtsalden - GA -). Die Antragsgegnerin hat jedoch - fur den Senat

nachvollziehbar - erldutert, dass die hach der entsprechenden Tabelle an sich zustan-

digen Beurteiler/innen ausgefallen waren und dass deshalb der Leiter der Abteilung

. dem per Rechtsverordnung die Befugnisse ei-
nes Dienstvorgesetzten unterhalb des Vorstands der Deutschen Telekom AG iiberira-
gen sind, die Beurteilerinnen und (Frau ) am
10. September 2014 angewiesen hat, die Aufgabe der ausgefallerien Beurteilerfinnen

Zut Ubernshmen. Angesichts des Umstandes, dass die .seforderungsrunde 2014" an-

stand und die Deutsche Telekom AG zeitnah Beurteilungen einer Vielzah! von Perso-

nen 2u erstellen hatte, hall der Senat es firr glaubhaft, dass der Leiter der Abteilung

mit Blick auf sine zlgige Aufgabenerledigung am

10. September 2014 eine entsprechende méndliche Weisung erteilt hat, zumal unter-

stellt-werden kann, dass die Beurteilerinnen und “ihren abstrakt-
generellen Zustindigkeitsbereich kennen und es deshalb geradezu ausgeschlossen

erscheint, dass sie ,versehentlich® Personen beurteilen, fir deren Beurteilung an sich

andere Beurteiler/innen zusténdig waren, Dementsprechend stellf die dienstliche Wei-

sung vom 20. Februar 2015 (Bl. 171/GA) lediglich elne schriftliche Bestatlgung der zu-

vor miindlich am 10. September 2014 erteilten Aufgabenubertragung dar. Der Anfrag-

steller hat in seiner Beschwerdeerwiderung vom 16. Juni 2015 zwar zutreffend darauf

hingewiesen, dass die Antragsgegharin in ihrer Antragserwiderung vom 26. Februar

2016 von einsm ,Ausfall der urspriinglich zuétéindigen Beurteiler und - also
von je einer Person aus der Gruppe der Erst- und Zweitbeurteiler (vgl. B. 168/GA) -

11

gesprochen hat, wahrend sie in ihrer Beschwerdebegrindung vom 26, Mai 2015 darauf

abgehoben hat, die an sich zustandigen Beurteiler und seien abwe-
send gewesen, welche ausweislich der genannten Tabelle allein zum Kreis der Zwei-
beurteiler gehoren Aufgrund der eindeutigen Aussage der dienstlichen Welsung vom
- 20, Februar 2015 geht der Senat Jjedoch davon aus, dass es sich bei den entsprechen-
den Ausfuhrungen der Antragsgegnenn in der Beschwardebegrundung um eine offen-
 sichtliche Unrichtigkeit handelt. |

=11-
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bb) Die dienstliche Beurteilung des Antragstellers erweist sich jedoch als fehlerhaft,
weil sie auf einer unvollstandigen Tatsachengrundiage beruht.

Dis Eignung aktueller dienstlicher Beurteflungen als Vergleichsgrundlage setzt voraus,
dass sie inhalflich aussagekraftig sind. Mierfiir ist erfordedich, dass sie die dienstliche
~ Tétigkeit im maBgebenden Beurteilungszeitraum vollstdndig erfassen, auf zuverléssige
Erkenntnisquellen gestitzt sind, das zu erwartende Leistungsvermbgen in Bezug auf
dag angestrebte Amt auf der Grundlage der im innegehabten Amt erbrachten Leistun-
gen hinreichend differenziert darstellen sowie auf gleichen Bewertungsmafisidben be-
“ruhen (vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom 19.12.2044 - BVerwG 2 VR 1.14 -, juris Rn.
22; Nds, OVG, Beschluss vom 11.6.2013 - 5 ME 228/13 -, juris Rn. 12), H5chstmaghi-
che Vergleichbarkeit von Regelbeurteilungen wird grundsétzlich durch den gemeinsa-
men Stichlag und den gleichen Beurteilungszeitraum erreicht (BVerwG, Urteil vom‘

14

26.9.2012 - BVerwG 2 A 2.10 -, juris Rr. 10). Die Einheitlichkeit des Bsurteilungszsit- -

raums soll gewdhrleisten, dass die Bsurteilung fiir alle Beamten gleichmalig die zu

“beurteilenden Merkmale nicht nur punktuell, sondern in ihrer zeillichen Entwicklung
unabhingig von einer konkreten Verwendungsentscheidung erfasst (BVerwG, Urteil
vom 26.9.2012, &. a. O,, Rn. 10). Eine Regelbeurteilung hat deshalb die Leistung des
Beurteilten wihrend des gesamien Beurteilungszeitraums zu erfassen.

Diesen Vorgaben entspricht dle fir den Antragsteller erstelite diensthche Beurteilung
vom 19. September 2014 nicht..

Wenn ein Beurteilar die Tétigkeit des zu beurteilenden Beamten nicht oder nur fiir ei-
nen Teil des Beurteilungszsitraums aus eigener Anschauung kennt und dementspre-
- chend dte Leistungsbewertung nicht oder mcht voﬂstandlg auf seine eigene Anschau-

ung stutzen kann, so hat er, um eine aussagekraftlge Tatsachengrundlage fiir seine

Bewertung zu erhalten, Beurtellungsbeltrage sachkundlgar Personen  sinzuholen
(BVerwG, Urtell vom 5.11.1998 - BVerwG 2 A 3.97 -, juris Rn. 14; Urteil vom

_ '2692012 a. a. O,, Rn. 11). Nach diesen Mafistaben ist hier im Grundsatz auch ver- |

fahren worden, denn dig Erst- und Zweitbeurteilerin: des Antragstellers, die dessen
Leistung_en unstreitig nicht aus eigener Anschauung kanntén, haben der Beurteilung

_._12_
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vom 19. September 2014 Beurteilungsbeiirsge der unmiltelbaren Fuhrungskrafte des
Antragstellers - namlich die ,Stellunghahmen zur Ersteliung der dienstlichen Beurtei-
lung” der Herren und - zugrunde gelegt. Diese Stellungnahmen decken
auswelslich der entsprechenden Formulardeckbistler (Bl. 65, 69/GA) zwar den gesam-
ten Beurteilljngszeitraum - also die Zeltspanne vom 15. September 2011 bis zum 31.
Oktober 2012 - ab. Bel niherer Betrachtung ergibt sich jedoch, dass die Stellungnah-

me des -Herm nicht - wie im Formulardeckblat niedergelegt - den Zeitraum
vom 1. Juni 2012 bis zum 31, Oktober 2013 erfasst; aus der Erlduterung der Einzel-
merkmale ergibt sich vielmehr, dass die Stellungnahme des Hermn tatséchlich

lediglich den Zeitraum vom 1. Juni 2012 bis zum 11. August 2013 betrifft (Bl. 70f./GA),
der Zeitraum vom 12, August 2013 bis zum Ende des Beurteilungszeitraums am 31.
Oktober 2013 (= 81 Tage) also nicht Gegenstand seiner Stellungnahme ist. Da die Be-
urleilerinnen des Antragstellers fir diesen Zeitraum auch keine weitere(n) Stellung-
nahme(n) derjenigen Person(en) eingeholf haben, welche die Leistungen des Antrag-
stellers in diesem Zeitraum aus eigener Anschauung kannten, erweist sich die dienstii-
che Beurteilung wegen dieses Mangels als fehlerhaft. Zwar kann die Einholung eines -

- Beurleilungsbeitrags im Einzelfall entbehrlich sein, wenn derjenige Zeitraum, den der
Beurteiler nicht mit eigenen Erkenntnigsen abzudecken vermag, im Verhéltnis zu dem
gesamten Beurteilungszeitraum nicht wesentlich ins Gewicht fAllt (vgl. Nds. OVG, Be-
schiuss vom 15.3.2012 - 6 LA 174/10 mit Blick auf einen Zeitraum von 23 Tagen im
Ve‘riméiltnis zum gesaimten Beurteilungszeitraum von (ber 2 Jahren und 10 Monaten).
Eine solche Fallkonstellation ist hier jedoch nicht gegeben, denn die bestehende Er-
kenntnistiicke" von 81 Tagen macht bei einem Beudeil_ungszeitraum von - wie hief -
etwa 25,5 Monaten (exakt: 778 Tagen) 104 Prozeht des Beurteilungszeitraums aus
und liegt-zudem noch am Ende des Baurteilungszeitraums und damit in éinem Bereich,
in dem eine Leistungssieigerung gegentiber dem Beginn des Beurt'eilungszeitraums
nicht ausgeschlossen erschelnt. Hieraus ergibt sich zugleich, dass sich nicht aus-
schlleen ldsst, dass der Antragsieller nach Neubeurteilung im Beférderungsverfahren
zum.Zuge kommt.

Einschrankungen des Grundsatzes, dass die dienstliche Ttigkelt des Beamten im Be-

' urteiiungszeitraum volisténdig erfasst sein muss, sind zwar mbglich, soweit sie auf

 zwingenden Granden beruhen (vgl. BVerwG, Urteil vom 26.9.2012, a. a. O., Rn. 11).
Zwingends Griinde, welche ein Absehen von der Eintiolung einesr'BéurteiIUngsbeitrags\ -

hétten rechtfertigen kénnen (vgl. Nds. OVG, Beschiuss vom 5.6.2015 - § ME 93/15 -

~13-
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juris Rn. 17), sind hier jedoch nicht etsichtlich. Der (allgemein gehaltene) Vorlrag der

_ Antragsgegnerin, sie habe sich wiederholt und nachdrticklich um eine Stellungnahme
fur diesen Zeitraum bemtiht, ihre Bemtihungen seien aber ergebnislos verlaufen (Be-
schwerdebegriindung vom 26, Mai 2015, S. 6 [BIl, 254/GAJ), reicht jedenfalis nicht aus,
um das Erfordemis einer entsprechenden Ausnahre zu belegen.

cc) Ist also eine erneute Beurteilungsersteliung unter nunmehriger Berlcksichtigung

-auch der Leistungen des Antragstellers im Zeitraum vom 12. August 2013 bis zum 31.

Oktoher 2013 erforderlich, so werden die zustindigen Beurteiler in Bezug auf den Be-

urteilungsbeitrag des Herrn cals Beuﬂeilungsgrundlage flr die vom Antragsteller
im Zeitraum vom 15. September 2011 bis zum 31. Mai 2012 erbrachten Leistungen

auch die Rechtsprechung des Bundesverwallungsgerichts zur kritischen Wiirdigung

von Beurteilungsbeitrdgen moglicher Konkurrenten (Urteil vom 21.3.2007 - BVerwG 2

G 2.08 -, juris Rn; 10 m. w. Nw.) zu beachten haben, Danach sind Beurteiler aufgrund

‘des aus Ari. 3 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 3 GG herzuleitenden Priniips des fairen Verfah-
rens nicht daran gehindert, bei der Beurteilung eines Beamten (auch) Ausktinfte Dritter
heranzuziehen, bei denen es sich um potentielle Konkirrenten des Beamten handelt,
denn es gibt keinen aligemeinen Grundsatz, bei der Ermiftiung des maBgeblichen Tat-
sachenstoffs bestimmte maégliche Auskunftspersanen von vornherein nicht heranzuzie-
hen; weil diese moglicherwsise einen Grund haben, unrichtige Angaben zu machen.
Die Beurteiler haben jedoch den Auswirkungen, die ein Kenkurrenzverhiitnis zwischen
dem beurteilten Beamten und dem Informanten auf dessen Angaben haben kann, bei
der Wiirdigung und Verwertung dieser Informationen Rechnung zu fragen, d. h. die
Betrteiler mussen sich bewqést sein, dass die Angabsn von dem Konkurrenten stam-
men, und sie miissen sie vor diesem Hintergrund kritisch wirdigen.

Dariiber hinaus werden die zustdndigen Beurteiler bei der Neubeurteilung in Bezug auf '-
den Beurteilungsbeittag des Hern als Beurteilungsgrundlage ihr Augenmerk
auch darauf zu richten haben, ob Herr die Leistungen des Antragstellers in der
Zeit ab dem 17. November 2011 noch aus eigener Anschauung kannte. Denn ab die-
‘sem Zeitpunkt war Herr offenbar (noch) die organisatorische Flhrungskrait des
Antragstellers, der Antragsteller war aber nicht mehr - wie Herr ~in

tafig, sondern leistete seinen Dienst in . Insofern ist also zu ermitteln, auf

-44-
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welcher Grundlage die Fuhrungskraft . talséchlich unmittelbar eigene Erkennt-

nisse {iber die Leistungen des Antragstellers erhalten hat, oder ob die Fﬂhrungskraft

ihrerseits Rilcksprache mif weiteren Personen in genommen hat, welche

die Leistungen des Anfragstellers aus eigener Anschauung kannten; ggf. wéren die

-zustandigen Beurteiler gehalten, entsprechende Auskiinfte Drftler einzuholen. Die

grundsétzliche ,Mdglichkeit der Nutzung von vielfaltigen elektronischen Kommunikati-

. ~onskandlen” (so EleéchWerdebegrﬁndung vom -26.5.2015, S. 8f. [Bl. 256{./GA]) sagt
nichts darliber aus, wie Herr tats#chlich verfahren ist.

Der Senat feilt schliefilich in Bezug auf die von Herrn bisher abgegebene Stel-

lungnahme die Bedenken des Verwaltungsgerichts (BA, S. 9E) zur fehlenden Plausibilj-

t4t zwischen den genannten positiven textlichen Erléiuterungen und der Vergabe der
- zweilschlechtesten Bewertung (teilweise bewahrt ), was ebenfalls bei der Neubeurtei-
* lung zu beachten ist.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VWGO. Die auBergerichtlichen Ko-
sten der Beigeladenen waren nicht gemaR § 162 Abs. 3 VwGO aus Billigkeitsgriinden
der Antragsgegnerin aufzuerlegen, weil die Beigeladene im Beschwerdeverfahren kei-

- hen Anfrag gestellt und sich deshalb auch keinem Kostenrisiko ausgesetzt hat (vgl.
§ 164 Abs. 3 VWGO).

Die Streilwerifestsetzung fﬁr das Beschwerdeverfahren ergibt sich aus §§ 40, 53 Abs.
2 Nr. 1, 52 Abs, 8 Balz 4 in Verbindung mit Satz 1 Nr. 1 des Gerichtskostengesetzes -
GKG - in der'zum Zeitpunkt der Einleitung des zweiten Rechtszuges (7. Mai 2015) gel-
- tenden Fassung vom 8. Juli 2014 (BGBI. | S. 830), betr4gt also die Halfte der Summe
der fr ein Kalenderjghr zu zahlenden/Bezug_e mit Ausnahme nicht ruhegehalifahiger
- Zulagen. Auszugehen ist insoweif von dem im Zeitpﬁnkt der Einleitung des zweiten
Rechiszugs maRgeblichen Endgrundgehalt (hierzu: Nds. OVG, Beschluss vom
11.11.2014 - 6 ME 157/14 - m. w. Nw.) der Besoldungsgruppe A 9 in Héhe von |
3.344, 99 EUR (§ 20 Abs. 2 des Bundeshesoldungsgesstzes - BBesG in Verbmdung
mit Anlage IV) Hinzu tritt die nach § 42 Abs. 2 Satz 1 BBesG ruhegehaltf4hige Amts-
zulage nach der FuBnote 1 der Besoldungsordnung A, Besoldungsgruppe 9, in Hahe
vqn 287,67 EUR. Demensprechend ergibt sich ein Streitwert in Hghe von
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21.795,96 EUR ([3.344,99 EUR + 287,67 EUR = 3.632,66 EUR] x 6). Eine Halbierung
fir das Eilverfahren findet nicht statt (vgl. Nds, OVG, Beschluss vom 16.5.2013 -~ 5 ME
92/13 - , jutis Rn. 28).

Dieser Bsschluss ist unanfechtbar (§§ 152 Abs. 1 VWGO, 68 Abs. 1 Satz 5 66 Abs. 3
Safz 3 GKG).




